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An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

Cihad Kefeli 

 

Antrag         Bielefeld, 18.06.26 

 

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

(Sitzung am: 01.07.2026) 

 

 

Betreff:  

Einführung eines Monitorings der Bearbeitungszeiten 

in der Kommunalen Ausländerbehörde und der Einbürgerungsstelle 

 

 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration möge beschließen: 

 

1. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration regt gegenüber dem Rat 

der Stadt Bielefeld an, die Verwaltung zu beauftragen, ein standardisiertes und 

fortlaufendes Monitoring der Bearbeitungszeiten in der Kommunalen 

Ausländerbehörde sowie in der Einbürgerungsstelle einzuführen. 

Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, mit welchen technischen und 

organisatorischen Mitteln ein solches Monitoring unter Nutzung vorhandener 

Systeme oder einfacher ergänzender Erfassungs- und Auswertungsmöglichkeiten 

umgesetzt werden kann, ohne den laufenden Dienstbetrieb unverhältnismäßig zu 

belasten und hierzu ein Umsetzungskonzept vorzulegen. 

Das Monitoring soll der Erfüllung gesetzlicher Pflichtaufgaben der Kommune dienen 

und die Verbesserung von Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Steuerungsfähigkeit 

der Verwaltung bezwecken. 

 

2. Das Monitoring soll mindestens folgende Zeitpunkte je Verfahren erfassen: 

   - Eingang des Antrags, 

   - Feststellung der Vollständigkeit des Antrags, 

   - Eintritt der Entscheidungsreife, 

   - Erlass der Entscheidung, 

   - Terminvergabe für Vorsprachen, 

   - Abschluss des Verfahrens (z.B. Aushändigung des Dokuments bzw. Zustellung 

des Bescheids). 

 

3. Die Datenerfassung soll differenziert nach Verfahrensarten erfolgen, insbesondere 

für: 

   - Erteilung und Verlängerung von Aufenthaltstiteln, 

   - Arbeitserlaubnisse, 
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   - Einbürgerungsverfahren. 

 

4. Die Verwaltung wird gebeten, dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und 

Integration innerhalb von drei Monaten nach Beschlussfassung über das Ergebnis 

der Prüfung sowie das geplante Vorgehen zu berichten. 

 

5. Nach Einführung des Monitorings wird die Verwaltung gebeten, dem Ausschuss 

für Chancengerechtigkeit und Integration sowie dem Rat der Stadt Bielefeld 

mindestens einmal jährlich einen Bericht über die Entwicklung der 

Bearbeitungszeiten (aufgeschlüsselt nach Verfahrensarten) sowie gegebenenfalls 

ergriffene oder geplante Maßnahmen zur Verbesserung der Verfahrensabläufe 

vorzulegen. 

 

Begründung: 

 

Aufenthaltstitel, Arbeitserlaubnisse und Einbürgerungen sind für die Betroffenen von 

zentraler Bedeutung für ihre Lebensplanung, ihre Erwerbstätigkeit und ihre 

Integration in Bielefeld. Verzögerungen bei Terminvergabe und Bearbeitung können 

gravierende Folgen für Arbeit, Ausbildung, Familienleben und 

Aufenthaltsverfestigung haben. 

 

Gleichzeitig ist dem Ausschuss und der Öffentlichkeit bislang nicht in systematischer 

Form bekannt, wie lange Anträge in den verschiedenen Verfahrensarten 

durchschnittlich in den einzelnen Phasen benötigen und wo sich Verzögerungen 

konkret konzentrieren. Ohne eine verlässliche Datengrundlage sind eine 

sachgerechte Steuerung, die Identifikation von Engpässen und die Bewertung 

organisatorischer Maßnahmen deutlich erschwert. 

 

Ein standardisiertes Monitoring der Bearbeitungszeiten schafft Transparenz, 

ermöglicht eine faktenbasierte Diskussion im Ausschuss für Chancengerechtigkeit 

und Integration und im Rat und unterstützt die Verwaltung dabei, interne Abläufe und 

Schnittstellen zu anderen Behörden gezielt weiterzuentwickeln. Die vorgeschlagene 

Ausgestaltung lässt der Verwaltung ausreichend Spielraum, geeignete technische 

und organisatorische Lösungen zu wählen und das Monitoring schrittweise - etwa 

zunächst als Pilot - einzuführen. 

 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt mit diesem Antrag 

seine Aufgabe wahr, als Sprachrohr der Menschen mit Einwanderungsgeschichte 

und internationaler Familiengeschichte zu wirken, die diversitätssensible Öffnung der 

Verwaltung zu fördern und auf faire, nachvollziehbare und zügige Verfahren 

hinzuwirken. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Azad Amek 

Mitglied des ACI 

 

 

Mitunterzeichnende Mitglieder des ACI: 

 
Roxana Lange  
 
Georgios Papachatzis 
 
Sinan Altun 
 
Mehmet Aydin 
 
Murisa Adilovic  
 
Dilek Dogan-Alagöz 
 
Kristina Kalaschova 
  
Liza Koç 
 
Amin Alich 
 
Cihad Kefeli 
 
John Simon Chowdry  
 


